
Das Regierungspräsidium Tübingen favorisiert eine Ost-Trasse (rot) für den Neubau der

Bundesstraße 30 von Ravensburg/Eschach (oben) bis Friedrichshafen (unten links). (Grafik: ff)
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(Meckenbeuren) - Rund 500 Bürger 

informierten sich am 23. Oktober 2018 

in der Humpishalle in Brochenzell über 

den aktuellen Planungsstand der ge-

planten Bundesstraße 30 neu zwischen 

Friedrichshafen und Ravens-

burg/Eschach. Das Regierungspräsidi-

um favorisiert eine Ost-Trasse. Dies 

wurde ausführlich begründet: 

Die Varianten "West" und "Mitte" sind 

aus umweltfachlicher Sicht nicht ge-

nehmigungsfähig. Es bestehen Betrof-

fenheiten beim Artenschutz, bei Natura 

2000-Belangen sowie umfangreiche 

Beeinträchtigungen allgemeiner Le-

bensraumfunktionen der Tierwelt, 

hochwertiger Biotope sowie des Bio-

topverbundes. Außerdem bestehen 

hohe Betroffenheiten von Waldflächen, 

klimatischen Ausgleichsfunktionen und

Retentionsleistungen der Landschaft 

mit Verlust großer zusammenhängen-

der, hoch effektiver Waldflächen sowie 

eine hohe Betroffenheit von Land-

schaftsteilen mit relevanten Funktionen 

für die Erholung. Die Variante "West" 

weist lediglich einen um maximal 10 

Prozent geringeren Flächenverbrauch 

auf. Dem gegenüber steht aber eine 

umfangreiche Neuzerschneidung. Wer-

den Ersatzaufforstungen einbezogen, 

ist bei der Variante "West" sogar deut-

lich mehr landwirtschaftliche Fläche 

betroffen. Die Neuverlärmung und 

Lärmentlastung von Siedlungsberei-

chen sind bei allen Varianten hingegen 

vergleichbar. Kritische Belastungen an 

den Siedlungsrändern könnten mit 

geeigneten Maßnahmen vermieden 

werden. Aus verkehrlicher Sicht sind 

alle Varianten gleichermaßen...
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(Ravensburg) - Im Kreishaushalt 

Ravensburg stehen auch 2019 Gelder 

für die geplante Straßenplanungsge-

sellschaft der Region Bodensee-

Oberschwaben bereit, laut Kreis-

tagsbeschluss vom 13. Dezember 

2018. Für die Gründung der Pla-

nungsgesellschaft stehen 8.000 Euro 

und für die Planung 1 Mio. Euro zur 

Verfügung. Die Beträge werden aus 

2018 übernommen, weil die Mittel 

2018 nicht abgerufen wurden. Anlass 

ist die deutlich verzögerte Gründung 

der regionalen Planungsgesellschaft 

für Bundesstraßen, da das Land die 

erforderliche Verwaltungsvorschrift 

erst im November 2018 erlassen und 

der Bodenseekreis immer noch nicht 

über seinen Beitritt zur Planungsge-

sellschaft entschieden hat. Eine Ent-

scheidung soll nun Ende März 2019 

fallen. Nach Gründung der Gesell-

schaft soll das Projekt "Lücken-

schluss 'Oberschwabenschnellweg' 

B 30 OU Gaisbeuren und Enzisreute" 

als erstes Projekt im Kreis geplant 

werden. Im Kreishaushalt Ravens-

burg ist für 2020 bis 2022 ein jährli-

cher Zuschuss von 1 Mio. Euro vor-

gesehen. (ff) 
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...geeignet. Aus umweltfachlicher Sicht 

hingegen ist nur eine Ost-Variante ge-

nehmigungsfähig.

Meckenbeurens Bürgermeisterin Elisa-

beth Kugel begrüßte, dass nun Klarheit 

besteht und forderte einen möglichst 

schnellen Baubeginn der B 30. Regie-

rungspräsident Klaus Tappeser bekun-

dete sein Anliegen, die Verkehrssituati-

on im Bodenseeraum zu verbessern. 

Landrat Lothar Wölfle betonte sein Ziel, 

die Betroffenheit der Landwirtschaft bei 

der Ost-Trasse zu minimieren. Landrat 

Harald Sievers, Ravensburg, befürwor-

tete eine Westvariante. Die Ost-Variante 

beschleunige aus Richtung Oberschwa-

ben aber auch den Weg in Richtung 

Tettnang oder Kressbronn. Regional-

verbandsdirektor Wilfried Franke ap-

pellierte an die Bürger die Ost-Trassen-

Variante zu akzeptieren: Wenn weiter-

gestritten werde, werde keine Lösung 

gefunden. (ff) 

Q4

2019: Gut 29 Milliarden Euro für Verkehr und digitale Infrastruktur

(Berlin) - Der Bund erhöht 2019 die 

Ausgaben für Verkehr und digitale Inf-

rastruktur. Am 20. November 2018 

stimmte der Bundestag dem Eta in Hö-

he von rd. 29,29 Milliarden Euro zu -

mit den Stimmen von CDU/CSU und 

SPD gegen die Stimmen der Oppositi-

on. Das sind rd. 1,43 Milliarden Euro 

mehr als 2018. Davon sind 17,27 Milli-

arden Euro für Investitionen einge-

plant. Damit ist der Verkehrsetat der 

größte Investitionshaushalt des Bundes.

Die geplanten Ausgaben betragen für 

Bundesfernstraßen 10,97 Milliarden 

Euro, für Bundesschienenwege 5,64 

Milliarden Euro und für Bundeswasser-

straßen 1,28 Milliarden Euro. Für den 

Bereich Digitale Infrastruktur sind 

319,69 Millionen Euro vorgesehen, 

davon entfallen 231 Millionen Euro für 

Maßnahmen zur Digitalisierung kom-

munaler Verkehrssysteme.

Etwa 8,87 Milliarden Euro betragen die 

geschätzten Einnahmen, ca. 2,87 Milli-

arden Euro mehr als 2018. Dabei han-

delt es sich vor allem um Einnahmen 

aus der Lkw-Maut, die mit 8,22 Milliar-

den Euro veranschlagt werden. (ff)

Q5

Fernstraßen-Bundesamt gegründet

(Leipzig) - Das Bundesministerium für 

Verkehr und digitale Infrastruktur grün-

dete am 1. Oktober 2018 das Fernstra-

ßen-Bundesamt. Die neue Bundesbe-

hörde hat ihren Sitz in Leipzig.

Das Fernstraßen-Bundesamt ist ein 

wesentlicher Baustein in der größten 

Reform der Neuordnung der Verwal-

tung der Bundesfernstraßen seit 1949. 

Nach der Gründung der Infrastruktur-

gesellschaft ist die Errichtung des Fern-

straßen-Bundesamtes ein weiterer Mei-

lenstein. Für Leipzig als Hauptsitz 

spricht die gute Anbindung an Straße, 

Schiene und den Luftverkehr. In der 

Nähe befindet sich das Bundesverwal-

tungsgericht, eine auch für Infrastruk-

turprojekte wichtige Institution.

Neben Leipzig als Hauptsitz gibt es drei 

weitere Standorte in Hannover, Bonn 

und Gießen. Grundsätzlich ist ein vier-

ter Standort vorgesehen, z.B. in Süd-

deutschland.

Das Fernstraßen-Bundesamt (FBA) übt

die Rechts- und Fachaufsicht über die 

hoheitlichen Aufgaben der Infrastruk-

turgesellschaft des Bundes für Auto-

bahnen und Bundesstraßen aus. Zu den 

wesentlichen Aufgaben gehören Plan-

feststellungsverfahren für Autobahn-

Projekte.

Ab dem 1. Januar 2021 übernimmt das 

FBA vollumfänglich seine zentralen 

Aufgaben in der Bundesfernstraßen-

verwaltung. Bis dahin wird ein Aufbau-

stab den Hauptsitz und die weiteren 

Standorte entwickeln. Alleine in Leipzig 

entstehen dabei in den nächsten zwei 

Jahren insgesamt 200 Arbeitsplät-

ze. (ff)
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(Berlin) - Das Bundesverkehrsminis-

terium lehnt Fahrrad-Schutzstreifen 

außerorts ab. Als Begründung wird 

das Fahrverhalten genannt: Kraft-

fahrzeugführer orientieren sich an 

der Leitlinie und fahren oftmals nä-

her an Radfahrer heran. Der Sicher-

heitsabstand verringert sich. Bei Lkw 

kommt die Sogwirkung hinzu.

Mehrere Landkreise hatten 2013 bis 

2016 versuchsweise auf einigen ge-

ring befahrenen Landstraßen Rad-

fahrer-Schutzstreifen markiert und 

die zulässige Geschwindigkeit auf 

maximal 70 km/h verringert. Es zeig-

te sich, dass die Breite der verblei-

benden "Kernfahrbahn" im Begeg-

nungsverkehr oftmals zu schmal ist, 

was ein Ausweichen von Kraftfahr-

zeuge über den Radfahrer-

Schutzstreifen erforderte.

Im bereits im April 2018 vorgelegten 

Abschlussbericht ist zu lesen, dass 

die Schutzstreifen nur auf Straßen 

mit weniger als 2.000 Kfz pro Tag 

und einer Gesamtfahrbahnbreite von 

mindestens sechs Metern sinnvoll 

sind. (ff) 
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(Berlin) - Blaue Reflektoren an Stra-

ßenleitpfosten verhindern Wildun-

fälle nicht. Dies belegt eine Studie 

der Universität Göttingen im Auftrag 

der Unfallforschung der Versicherer. 

Danach wurde das Unfallgeschehen 

an zufällig ausgewählten 151 Stra-

ßenabschnitten von je 2 km Länge 

über zwei Jahre beobachtet - ein Jahr 

mit drei verschiedenen blauen Re-

flektortypen und ein Jahr ohne. Im 

Ergebnis war eine Reduzierung der 

Wildunfälle weder erkennbar noch 

statistisch nachweisbar. (ff) 

Q3
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Am 18. und 19. Oktober 2018 tagten die Verkehrsminister in Hamburg.

(Foto: Bundesministerium für Verkehr)
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Herbst-Konferenz der Verkehrsminister

(Hamburg) - Die Verkehrsminister der 

Länder und Bundesverkehrsminister 

Andreas Scheuer tagten an 18. und 19. 

Oktober 2018 in Hamburg. Schwer-

punktthemen waren Digitalisierung, 

Luftreinhaltung, Zukunft der Mobilität 

und der Luftverkehr. Kurz zusammen-

gefasste Positionen:

Digitalisierung im ÖPNV

Eine digitale Fahrgastinformation för-

dert einen barrierefreien öffentlichen 

Verkehr und macht den ÖPNV attrakti-

ver. Ziel ist ein möglichst hohes Quali-

tätsniveau für barrierefreie Verbin-

dungsauskünfte bis 2021.

Luftreinhaltung

Zurzeit finden Überprüfungen der 

Luftmessstationen statt. Kommunen 

befürworten eine Förderung des zu 

Fußgehens und Radfahrens. Zur Ver-

meidung von Fahrverboten hält die 

Verkehrsministerkonferenz Hardware-

Nachrüstungen für Pkw unverzichtbar.

Zukunft der Mobilität

Ziel ist eine klimafreundliche Mobilität. 

Technische Innovationen reichen nicht 

aus. Abgaben und Umlagen im Bereich 

des Verkehrs sind zu überarbeiten, um 

finanzielle Anreize für die Nutzung 

umweltfreundlicher Verkehrsmittel und 

Strom aus erneuerbaren Energien so-

wie erneuerbare Kraftstoffe zu schaffen. 

Der Anteil des öffentlichen Verkehrs, 

des Schienengüterverkehrs und der 

Binnenschifffahrt muss erhöht werden.

Bahnverkehr

Die Verkehrsministerkonferenz fordert 

vom Bund baubedingte Verspätungen 

im Bahnverkehr zu vermeiden und eine 

flächendeckende Versorgung mit leis-

tungsfähigem Mobilfunk und mobilem 

Internet an allen Bahnstrecken. Auch 

die Umsetzung des Sonderprogramms 

zur Elektrifizierung wird gefordert. Das 

Finanzierungsverbot für S-Bahn-Netze 

sollte aufgehoben werden. Die vom 

Bund in Aussicht gestellte Förderpro-

gramme für alle Bahnhöfe sollen 

schnell starten und das Bahnhofsum-

feld aufgewertet werden. Vorrangig 

müssen sehr niedrige Bahnsteige er-

höht werden.

Straßenverkehr

Die Verkehrsminister fordern für mehr 

Verkehrssicherheit eine Reform des 

Bußgeldkataloges - verbunden mit 

einer drastischen Erhöhung der Buß-

gelder. Die Minister unterstützen eine 

kürzere Umsetzungsfrist zur Ausrüs-

tung von Abbiegeassistenzsystemen, 

die Herabsetzung des Mindestalters für 

den Mopedführerschein auf 15 Jahre 

und die geplante Novelle der Straßen-

verkehrsordnung für deutliche Verbes-

serungen im Radverkehr. ...
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(München) - Der Beitrag des auto-

matisierten Fahrens zu mehr Ver-

kehrssicherheit bleibt bis 2050 noch 

überschaubar, so das Beratungsun-

ternehmen Prognos in einer für den 

ADAC erstellten Studie. Als Begrün-

dung werden die voraussichtlich erst 

ab 2035/2040 zur Verfügung stehen-

den Automatisierungsfunktionen für 

zweistreifige Straßen genannt. Die 

Verfügbarkeit lasse sich nur sehr 

langsam im Bestand durchsetzen. 

Zweistreifige Straßen sind aber be-

kanntlich die Straßen mit den 

schwersten Unfällen. Autobahnpilo-

ten kommen hingegen schon vor 

2020 zur Marktreife, Citypiloten ab 

2030.

Die Prognos-Autoren beschreiben, 

dass mit Automatisierung im Zeit-

raum 2020 bis 2050 je nach Szenario 

lediglich 370 bis 790 Verkehrstote 

vermieden werden könnten - von 

insgesamt ca. 50.000 Verkehrstoten 

bundesweit.

Ausgeklammert wurde in der Studie, 

ob die Politik ab einem bestimmten 

Zeitpunkt Einbau und Nutzung au-

tomatisierter Fahrfunktionen vor-

schreiben wird oder sollte. (ff) 
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(Berlin) - Bundesverkehrsminister 

Andreas Scheuer (CSU) stellte am 6. 

November 2018 die zusätzlichen 

Schienenprojekte vor, die nach einer 

gutachterlichen Bewertung vom 

Potentiellen Bedarf in den Vordring-

lichen Bedarf aufrücken. 29 Schie-

nenprojekte will der Bund zusätzlich 

bis 2030 umsetzen oder beginnen. 

Die Investitionskosten für Eisen-

bahnstrecken und -knoten belaufen 

sich auf rund 26,2 Mrd. Euro. Der 

"Platzhalter-Betrag" im Bundesver-

kehrswegeplan 2030 für alle noch zur 

Bewertung anstehenden Vorhaben 

beträgt aber nur 6,35 Mrd. Euro. Von 

2019 bis 2030 beläuft sich der Ge-

samtbedarf an Bundesmitteln aktuell 

auf 32 Mrd. Euro. (ff) 
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...Luftverkehr

Der Bund soll Luftsicherheitskontrollen 

überprüfen und Vorschläge zur Neuor-

ganisation vorlegen. Weitere Forderun-

gen: Verspätungen im Luftverkehr re-

duzieren und die wirtschaftlichen Be-

lange in Einklang mit anderen Belangen 

wie dem Umweltschutz bringen. Ein 

großes Potential wird in der Nutzung 

unbemannter Luftfahrzeuge (Drohnen) 

gesehen – allerdings unter besonderer 

Berücksichtigung der Luftverkehrssi-

cherheit und des Datenschutzes. Dazu 

fordern die Minister umfassende Regu-

lierungen.

Die nächste Verkehrsministerkonferenz 

ist am 4./5. April 2019 in Saarbrücken 

geplant. (ff) 

Q12

Bund fördert Radschnellwege

(Berlin) - Ab sofort erhalten die Bundes-

länder für Radschnellwege Fördermit-

tel. Gefördert werden Investitionen der 

Länder und Gemeinden für Rad-

schnellwege, die ohne eine finanzielle 

Beteiligung des Bundes erst nach 2022 

oder überhaupt nicht getätigt würden. 

Solche Radschnellwege müssen u.a. 

mindestens zehn Kilometer lang sein, 

von mindestens 2.000 Fahrradfahrern 

täglich genutzt werden, eine Mindest-

breite zwischen drei und vier Metern 

haben, getrennt von anderen Ver-

kehrsmitteln verlaufen und insbeson-

dere für Berufs- und Pendelverkehre 

gedacht sind.

Der Bund beteiligt sich mit durch-

schnittlich 75 Prozent an den Kosten für 

Planung und Bau. Gefördert werden 

auch der Umbau von Kreuzungspunk-

ten sowie die Sicherheitsausstattung 

einschließlich Beleuchtung. Interessier-

te Gemeinden können im jeweiligen 

Bundesland Anträge stellen. (ff)

Q13

Schwarzbuch vorgestellt

Der Bund der Steuerzahler stellte am 6. 

November 2018 das Schwarzbuch 

2018/19 mit 109 Einzelfällen vor. Ein 

Auszug:

Kaum Interesse an Pedelec-Ausleihe

In der Region Stuttgart wurden seit 2013 

in 13 Kommunen Pedelec-Stationen 

eröffnet. Die Kosten betragen insgesamt 

über 1,9 Mio. Euro; die jährlichen Be-

triebskosten liegen zwischen 12.000 

und 14.000 Euro. Durchschnittlich wer-

den jedoch täglich weniger als zwei 

Räder ausgeliehen.

Verkehrskollaps nach Umbau

In Hannover kostet der Umbau der 

oberirdischen Stadtbahn-D-Linie rund 

55 Mio. Euro. Der geplante barrierefreie 

Ausbau der Stadtbahnlinien 10 und 17 

wurde seit 2017 mit Hochbahnsteigen 

realisiert. Allerdings musste die Linie 10 

nach dem Umbau schon mehrfach über 

die bereits zuvor bestehenden Tunnel-

gleise geführt werden, um ein Verkehrs-

chaos zu vermeiden, wenn viele Men-

schen zum Einkaufen in die Innenstadt 

wollten.

Mehrkosten durch falsche Lagerung

Am Ravensburger Bahnhof baute die 

Königliche Bausektion 1908 den "E-

schersteg" - eine Stahlbrückenkon-

struktion für Fußgänger über die Süd-

bahn. Seit 1997 steht dieser Steg unter 

Denkmalschutz. Er wurde 2005 demon-

tiert und unter freiem Himmel gelagert. 

Die Denkmalschutzbehörde beharrte 

schon damals auf einen Wiederaufbau. 

2009 wurde für Sanierung und Wieder-

aufbau mit 800.000 Euro kalkuliert. 

Heute belaufen sich die Kosten auf rund 

2 Mio. Euro. Die Kostensteigerung be-

gründet die Stadt Ravensburg mit dem 

ursprünglich fehlenden Abgang zum 

Mittelbahnsteig. Zudem muss das Bau-

werk wegen der Barrierefreiheit mit 

Aufzügen ausgestattet werden. Der 

Bund der Steuerzahler bemängelt die 

hohen Kosten wegen zusätzlich ent-

standener Bauwerksschäden durch die 

ungeeignete Lagerung. ... 
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(Berlin) - Die Große Koalition erhöh-

te am 29. November 2018 die Zweck-

ausgabenpauschale für die Planung 

von Bundesfernstraßen. Der Bund 

zahlt den Auftragsverwaltungen der 

Länder künftig bei Bundesstraßen 

fünf Prozent und bei Autobahnen

sechs Prozent der Investitionssum-

me als Pauschale für Planung und 

Bauaufsicht. Bisher waren es drei 

Prozent. Das "Gesetz über die ver-

mögensrechtlichen Verhältnisse der 

Bundesautobahnen und sonstigen 

Bundesstraßen des Fernverkehrs" 

wurde entsprechend geändert. (ff) 
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(Berlin) - Der Investitionshochlauf 

für Autobahnen und Bundesstraßen 

stößt in den meisten Bundesländern 

an Grenzen. Laut Bundesministeri-

um für Verkehr haben 2017 nur die 

Flächenländer Bayern, Hessen, 

Mecklenburg-Vorpommern, Nord-

rhein-Westfalen und Thüringen 

nennenswert mehr Gelder abgerufen 

als im Verfügungsrahmen vorgese-

hen war. Baden-Württemberg hat 

2016 und 2017 offenbar insgesamt 

ca. 70 Mio. Euro nicht abgerufen. 

Das ist der höchste Betrag unter 

allen Ländern. (ff)
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(Frankfurt) - Am 27. November 2018 

war der erste Oberleitungs-Hybrid-

Lkw in Deutschland auf der ersten 

Teststrecke für spezielle Lastwagen 

mit Stromabnehmern unterwegs. 

Auf der neuen Teststrecke auf der A 5 

im Abschnitt zwischen dem Frank-

furter Flughafen und Darmstadt wird 

das Zusammenspiel von Oberlei-

tungs-Hybrid-Lkw mit den anderen 

Fahrzeugen im Verkehr getestet. Der 

Feldversuch läuft bis voraussichtlich 

2022 und wird vom Bund mit rund 

14,6 Mio. Euro gefördert. (ff)
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...Neue Brücke ist zu schmal

Beim Bau der Ortsumfahrung Negen-

born im Zuge der Bundesstraße 64 wur-

den für das Queren landwirtschaftlicher 

Fahrzeuge Überführungen eingeplant. 

Von der Planung einer Brücke bis zum 

Baubeginn vergingen allerdings zehn 

Jahre. In dieser Zeit sind landwirt-

schaftliche Maschinen ständig größer 

geworden. Sie können diese Überfüh-

rung nun gar nicht nutzen. Die Stra-

ßenbaubehörde erkannte das Problem 

erst nach dem Bau der Brücke.

Kreisverkehr mit Geysir gewünscht

Die Stadt Monheim am Rhein legt Wert 

auf einen schönen Kreisverkehr: An der 

Kriescherstraße/Kapellenstraße soll der 

Kreisverkehr einen Geysir erhalten, der 

in bestimmten Abständen eine Wasser-

fontäne in die Luft bläst. Um die Ver-

kehrssicherheit während der Ausbrüche 

des Geysirs zu gewährleisten, wird eine 

Ampel installiert, die den Verkehr an-

hält. Geysir und Ampel kosten etwa 

415.000 Euro. Hinzu kommen jährlich 

6.000 Euro Betriebskosten.

Bahnsteig ohne Anbindung

Für rund 1,4 Mio. Euro hat die Stadt 

Travemünde einen Kombi-Bahnsteig 

gebaut. An diesem sollten Fahrgäste 

direkt vom Zug auf Busse umsteigen 

können. Der Bahnsteig ist gebaut, doch 

bis heute ungenutzt. Die Pläne werden 

nicht weiterverfolgt.

Tunnel wird viel teurer

Um die Verkehrsverhältnisse in der 

Innenstadt zu verbessern plant die 

Stadt Magdeburg einen 650 Meter lan-

gen Tunnel. Autos sollen eine Ebene 

tiefer von Straßenbahnen, Fußgängern, 

Radfahrern und Bahnhofsanbindung 

getrennt werden um Staus zu vermei-

den. 2006 wurde mit Kosten von 38 

Mio. Euro gerechnet, 2009 mit 58,3 Mio. 

Euro und 2017 bereits mit 139 Mio. 

Euro. Als Ursache gelten Planungsfehler 

und allgemeine Baupreissteigerungen. 

Nun drohen weitere ca. 20 Mio. Euro 

Mehrkosten bis zur Fertigstellung frü-

hestens 2021.

Verkehrsberuhigung gescheitert

Um in Hamburger Stadtteil Volksdorf 

im Mellenbergweg die Bevölkerung vor 

rasenden Autos zu schützen, baute die 

Stadt 2017 auf nur 200 Meter Länge 

sechs Verkehrsinseln - abwechselnd auf 

der rechten und linken Straßenseite. 

Das kostete rund 20.000 Euro. Autofah-

rer müssen seit dem "Slalom" fahren. 

Für Radfahrer wurde eine Gasse freige-

lassen, damit diese weiterhin geradeaus 

fahren können. Nun kommen sich Au-

tofahrer und Radfahrer gefährlich in die 

Quere. Konsequenz: Die Stadt be-

schloss eine alternative Straßenplanung 

zur Verkehrsberuhigung.

Straße nach zwei Jahren kaputt

Eine 2013 gebaute Umgehungsstraße 

sollte den Husumer Stadtteil Rödemis 

vom Lkw-Verkehr befreien. Bereits im 

April 2015 musste diese wegen wellen-

förmiger Senkungen gesperrt werden. 

Selbst mit einer Geschwindigkeitsbe-

grenzung auf 30 km/h war kein sicherer 

Straßenverkehr möglich. Grund für das 

Malheur sind Berechnungsfehler und 

Gründungsfehler im bis zu vier Meter 

tiefen Moorboden. Das Sanierungskon-

zept kostet rund 2,1 Mio. Euro.

Unlesbare Schilder aufgestellt

In der Gemeinde Malsch, Landkreis 

Karlsruhe, wurden Baumaßnahmen 

zum Hochwasserschutz durchgeführt. 

Der örtliche Einzelhandel befürchtete 

Umsatzeinbußen. Deshalb wurden in 

fünffacher Ausführung an Zufahrtsstra-

ßen Schilder aufgestellt, die darauf 

hinweisen, dass die Innenstadt erreich-

bar ist: Kosten 5.000 Euro. Doch die 

Schrift ist für Vorbeifahrende unlesbar. 

Auch anhaltende Autofahrer auf der 

gegenüber liegenden Straßenseite kön-

nen die Schilder offenbar nicht entzif-

fern. Vom Einzelhandel gibt es keine 

Klagen über Umsatzeinbußen.

Gutachten für verschimmelte Brücke

Seit 1988 überspannt die 218 Meter 

lange Hertha-Peters Brücke in Peine die 

Bundesstraße 65 und den Mittelland-

kanal. Die Brücke ist aus...
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(Stuttgart) - Das Engagement des 

Landes für Nachhaltige Mobilität 

findet große Anerkennung. Im Län-

derranking des "Bundesländerindex 

Mobilität und Umwelt" belegt Ba-

den-Württemberg 2018 den ersten 

Platz.

Begründet wird das mit der positivs-

ten Entwicklung bei den Schwerver-

letzten im Straßenverkehr und ei-

nem ambitionierten Verkehrssicher-

heitsziel mit 40% weniger Getötete 

bis 2020, gegenüber 2010. Baden-

Württemberg verfügt neben Berlin 

über ein quantitatives Minderungs-

ziel für die Belastung durch Ver-

kehrslärm mit 20% weniger Betroffe-

ne bis 2020 und 50% bis 2030. Aktuell 

seien lediglich 3,4% der Bevölkerung 

von Verkehrslärm betroffen. Auch 

beim Flächensparziel punktet das 

Land. Wermutstropfen: Beim Klima-

schutz ist Baden-Württemberg nur 

Mittelmaß. Die Luftqualität lässt zu 

wünschen übrig mit der höchsten 

Stickstoffdioxidkonzentration in den 

Städten.

Das Institut Quotas erstellte die Stu-

die im Auftrag von Allianz pro Schie-

ne, Bund für Umwelt und Natur-

schutz und des Deutschen Verkehrs-

sicherheitsrates. (ff) 
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(Stuttgart) - Das Ministerium für 

Verkehr Baden-Württemberg hat den 

"Kooperationserlass-Lärmaktions-

planung" überarbeitet. Dieser ist für 

die Landesbehörden verbindlich. Für 

Kommunen sowie betroffene Bürger 

bietet er Informationsquellen und 

Handlungsempfehlungen. Mit der 

Neufassung vom 29. Oktober 2018 

gibt das Ministerium umfassende 

Hinweise zur Aufstellung von Lärm-

aktionsplänen. Der Erlass reicht von 

allgemeinen Informationen bis hin 

zu konkreten Maßnahmen zur 

Lärmminderung. (ff) 
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...tropischem Bongossi-Holz gebaut. 

2010 entdeckten Brückenprüfer bei 

einer Kontrolluntersuchung Schimmel-

befall. 2013 wurde das gesamte Ausmaß 

bei Reparaturarbeiten sichtbar. Die 

Stadt Peine beauftragte bis 2017 insge-

samt vier Gutachter, die von begrenzter 

Schadensbehebung berichteten oder 

einen Ersatzneubau empfahlen. Im 

September 2017 beschloss die Stadt 

einen Neubau.

Zebrastreifen unbenutzbar

Weil das hohe Radfahrer- und Fußgän-

geraufkommen am Neumarkt in Celle 

in der Verkehrsplanung nicht ausrei-

chend berücksichtigt wurde, kam es 

kurz nach der Inbetriebnahme der 

Kombination aus Kreisverkehr und 

Zebrastreifen zum Verkehrsinfarkt. Um 

Staus zu vermeiden sperrte die Stadt 

den Zebrastreifen für Fußgänger und 

Radfahrer zunächst mit Baken, später 

mit Metallzäunen ab (Kosten rund 5.700 

Euro). Das führte zu einer deutlichen 

Entspannung der Lage. Die Zebrastrei-

fen sind Bestandteil der Förderung des 

Landes Niedersachsen und dürfen nicht 

entfernt werden, obwohl sie nicht ge-

nutzt werden. Sonst droht die Rückzah-

lung der Fördergelder von 1 Mio. Eu-

ro. (ff)
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Straßenplanung durch Dritte wieder möglich

(Stuttgart) - Das Landeskabinett hat am 

6. November 2018 der "VwV Finanzie-

rungsbeteiligung Straßen" zugestimmt. 

Die neue Verwaltungsvorschrift (VwV)

ermöglicht es Dritten, wie zum Beispiel 

Kommunen, in eigener Regie Landes-

und Bundesstraßen zu planen und 

Landesstraßen zu bauen. Hintergrund: 

Aufgrund einer Vielzahl von Bauprojek-

te können nicht alle Baumaßnahmen 

zeitnah von der Straßenbauverwaltung 

des Landes geplant und umgesetzt wer-

den. 

Die Verwaltungsvorschrift erlaubt es 

den Kommunen, die vom Land erst 

später vorgesehenen Maßnahmen ei-

genständig umzusetzen, wodurch sie 

die Wirtschaftsentwicklung und Infra-

struktur in ihrer Region aus eigener 

Kraft schneller voranbringen können, 

so Verkehrsminister Winfried Hermann.

Unterstützung erhalten planende Dritte 

von den Regierungspräsidien durch 

eine enge Abstimmung nach den Vor-

gaben eines Betreuungskonzeptes. Die 

Kosten der Planung bis zum Baurecht 

tragen die planenden Kommunen. Das 

Land übernimmt die Hälfte der Betreu-

ungskosten. Außerdem erhalten die 

planenden Kommunen vom Land einen 

Teil der sogenannten Zweckausgaben-

pauschale, die der Bund für die Planung 

von Bundesstraßen zahlt. Diese Pau-

schale erhöhte der Bund am 29. No-

vember 2018. Das Ziel der Planung 

durch Dritte ist die Erlangung des Bau-

rechts mit einem Planfeststellungsbe-

schluss. (ff)
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Landtag verabschiedet neues Umweltverwaltungsgesetz

(Stuttgart) - Am 28. November 2018 

verabschiedete der Landtag die Novelle 

des Umweltverwaltungsgesetzes. Die 

Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 

dabei um Bereiche des Klimaschutzes, 

der Ressourcenschonung, des Flächen-

schutzes und der Energieeffizienz er-

gänzt. In das Landesplanungsgesetz 

wurde zusätzlich das Schutzgut Fläche 

aufgenommen. Mit der Modernisierung 

der Umweltverträglichkeitsprüfung 

wird das EU-Recht eins zu eins umge-

setzt. Das aktualisierte Umweltverwal-

tungsgesetz ermöglicht Behörden aktiv 

etwas gegen den Klimawandel zu un-

ternehmen und den Flächenverbrauch 

zu berücksichtigen. Zur Verbesserung 

der Bürgerbeteiligung richtet das Land 

ein Internetportal für die Umweltver-

träglichkeitsprüfung ein.

Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist 

für mittlere und große Bauvorhaben 

verpflichtend. Beispielsweise bei Strom-

leitungen, Kraftwerken, Steinbrüchen, 

Verkehrsvorhaben oder Einkaufszent-

ren müssen die relevanten Schutzgüter

beachtet werden. (ff)
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(Stuttgart) – Vor 4 Jahren folgten 

Verkehrsexperten dem Aufruf nach-

haltige Mobilitätsideen einzubrin-

gen. Von fast dreißig Vorschlägen 

werden acht mit insgesamt ca. 

1,8 Mio. Euro gefördert, laut Ab-

schlusskonferenz "Nachhaltig mo-

bil" vom 5. Oktober 2018. Die Mobili-

tät im Land soll gesünder, verkehrs-

sicherer und umweltfreundlicher 

werden. Gefördert werden:

E-MO ge FLOTT in BaWü. Ermittlung 

der Potentiale für eine flächende-

ckende Elektrifizierung von gewerb-

lichem Verkehr.

Hoch hinaus in Baden-Württemberg. 

Machbarkeitsstudie von Seilbahnen, 

um innerstädtische Verkehrsprob-

leme zu lösen.

Leis-E. Untersuchung der Lärmmin-

derungspotentiale alternativ ange-

triebener Busse im städtischen 

Raum.

Mobilitätsschule. Junge und ältere 

Menschen zur Nutzung neuer Mobi-

litätskonzepte und Änderung des 

Mobilitätsverhaltens gewinnen.

Sinn². Einrichtung von barrierefreien 

Fahrgastinformationen für blinde 

und sehbehinderte Menschen.

Substitution Pkw-Nutzung. Analyse 

der Pkw-Nutzung zur Ermittlung von 

Verlagerungspotenziale auf umwelt-

verträgliche Verkehrsträger.

TrottiElec. Erbringung eines wissen-

schaftlichen Nachweises, dass mit 

der Zulassung elektrischer Faltroller 

im Straßenverkehr Pkw-Fahrer auf

den ÖPNV umsteigen.

Radschnellwege. Sammeln und auf-

bereiten von Erkenntnissen und 

Erfahrungen zu Radschnellverbin-

dungen - insbesondere aus dem 

Ausland. (ff) 
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Der Radweg Baindt - Kümmerazhofen wurde am 9. November 2018 freigegeben. Die Kosten von 

400.000 Euro teilen sich der Bund (rot) und die Stadt Bad Waldsee (orange). (Grafik: ff)
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Radweg Baindt - Kümmerazhofen freigegeben

(Baindt / Bad Waldsee) - Der Ausbau 

des Radwegenetzes entlang der B 30 

zwischen Baindt/Sulpach und Bad 

Waldsee/Kümmerazhofen ist abge-

schlossen.

Zur offiziellen Freigabe des neuen 

Radweges reisten am 9. November 2018 

viele Vertreter von zuständigen Baube-

hörden, Polizei und kommunalen Gre-

mien an. Auch etwa 100 Radfahrer, 

radelten zum feierlichen Festakt, dar-

unter Pfarrer Stefan Werner, der Se-

genswünsche sprach. Voll des Lobes 

zeigten sich Bürgermeister Roland 

Weinschenk (Bad Waldsee) und Elmar 

Buemann (Baindt). Eine gravierende 

bedeutende Lücke im Radwegenetz sei 

geschlossen worden. Von einem Tag 

der Freude und des Dankes sprach 

Manfred Ströhm, Vorsitzender des 

Radfahrervereins Weingarten. Durch 

die gute Kooperation von Forst- und 

Straßenbauverwaltung sowie der betei-

ligten Kommunen Bad Waldsee und 

Baindt wird eine wichtige alltagstaugli-

che Radverkehrsverbindung im oberen 

Schussental geschaffen. Damit ist der 

nördliche Teil des Landkreises Ravens-

burg nun vom Schussental aus gut mit 

dem Fahrrad zu erreichen, so die Pres-

semitteilung des Regierungspräsidiums 

Tübingen. 

Die neue Radwegeverbindung ist Teil 

des RadNETZ Baden-Württemberg und 

kostete rund 400.000 Euro. Davon tra-

gen der Bund rund 280.000 Euro und 

die Stadt Bad Waldsee 120.000 Euro. 

Die Bauarbeiten begannen am 8. Okto-

ber 2018. Im Januar 2016 beschloss das 

damalige Landeskabinett zwei zentrale 

Vorhaben zur Radverkehrsförderung 

bis 2025: die Radstrategie und das Rad-

NETZ Baden-Württemberg. Ursprüng-

lich plante die Landesregierung die 

Errichtung zwei neuer Radwege an der 

B 30 im Zeitraum von 2017 bis 2020: 

Von Oberessendorf bis Englerts sowie 

ab Gaisbeuren über Enzisreute nach 

Baindt/Sulpach. Die zweite Maßnahme 

nahm das Land lediglich von "Enzisreu-

te bis Baindt/Sulpach" in das Radwege-

bauprogramm an Bundes- und Landes-

straßen 2018 auf. Der realisierte Rad-

weg verläuft nun von Sulpach entlang 

der B 30 nur noch bis zur Brücke süd-

westlich des Egelsees. Dort unterquert 

der Radweg die Bundesstraße, verläuft

zum Schanzwiesweiher und weiter 

nach Bad Waldsee-Kümmerazhofen. 

Ein Radweg über Enzisreute und Gais-

beuren nach Bad Waldsee entstand 

nicht. Darüber informierte das Regie-

rungspräsidium Tübingen bereits im 

März 2018: Erst nach dem Ausbau der 

B 30 werde der restliche Radweg herge-

stellt. (ff)
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(Stuttgart) - Die Landesregierung hat 

keinen unmittelbaren Einfluss auf 

die Verlagerung von Lkw-Verkehr auf 

die Schiene und Wasserstraße. Be-

lastbare Aussagen zu Verlagerungs-

potentialen und konkrete Aussagen 

auf die Umwelteffekte sind nicht 

möglich, so Verkehrsminister Win-

fried Hermann (Grüne) in einer Stel-

lungnahme des Ministeriums für 

Verkehr auf einen Antrag des Abge-

ordneten Martin Rivoir (SPD) im 

Oktober 2018.

Um die Mobilität in Baden-

Württemberg nachhaltig zu gestal-

ten, sei aus ökologischen Gründen 

und zunehmender Engpässe im 

Straßennetz die Verlagerung des 

Güterverkehrs von der Straße auf die 

Schiene oder auf Binnenschiffe not-

wendig. Der ökologische Nutzen des 

Schienengüterverkehrs und der Bin-

nenschifffahrt gegenüber dem Stra-

ßengüterverkehr sei unbestritten.

Sowohl der Bau als auch der Betrieb 

von Umschlagepunkte, Güterzentren 

und Gleisanschlüsse liegen im Ver-

antwortungsbereich der Privatwirt-

schaft, auf die das Land keinen Ein-

fluss hat, aber fördern kann.

Anfang 2018 wurde die Erstellung 

eines Güterkonzeptes Baden-

Württemberg ausgeschrieben. Bis 

Anfang 2020 soll die Erarbeitung 

abgeschlossen sein. Mit Hilfe einer 

interaktiven Karte werden die Trans-

portrelationen dargestellt. Ermittelt 

werden Engpässe im Straßen- und 

Schienennetz sowie Maßnahmen zur 

Minderung von Engpässen im 

Schienennetz. Verstärkt gesucht 

werden alternative Transportmög-

lichkeiten per Binnenschiff und 

Schiene. (ff) 
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Neue Straßenwetterstation für mehr Verkehrssicherheit

(Enzisreute / Gaisbeuren) - Seit No-

vember 2018 steht eine neue Messstati-

on an der B 30 kurz vor Enzisreute aus 

Richtung Gaisbeuren. Dabei handelt es 

sich um eine Straßenwetterstation, die 

auch als Glättemeldeanlage bezeichnet 

wird.

Die neue Station mit Videokamera-

Ausstattung dient der Erfassung meteo-

rologischer Parameter, wie beispiels-

weise Lufttemperatur, Luftdruck, 

Windgeschwindigkeit und Nieder-

schlagsmenge. Außerdem werden über 

einen Sensor Werte zum Fahrbahnzu-

stand erfasst: Oberflächentemperatur 

und Wasserfilmdicke. Die gesammelten 

Daten werden an ein für den Straßen-

betriebsdienst entwickeltes Visualisie-

rungssystem übertragen, das insbeson-

dere dem Winterdienst einen Überblick 

über die örtliche Wetter- und Fahr-

bahnsituation gibt. So kann der Winter-

dienst wirtschaftlicher arbeiten und 

gefährliche Straßenzustände früher 

erkennen. Vorbeugende Winter-

diensteinsätze ermöglichen letztlich 

eine höhere Verkehrssicherheit. Die 

Streumengen können umweltfreund-

lich angepasst werden. Das Land-

ratsamt Ravensburg rechnet mit redu-

zierten Kontrollfahrten und hofft auf 

eine verbesserte Winterdienst-

Organisation verbunden mit Kostenein-

sparungen.

Die Aufbauarbeiten der Straßenwetter-

station an der B 30 begannen im Sep-

tember 2018. Am 29. November 2018 

ging die Anlage dauerhaft in Betrieb. 

Die Kosten von rund 20.000 Euro hat 

der Bund übernommen.

Glättemeldeanlagen sind Einrichtungen 

zur Erfassung und Prognose von Glatt-

eis bzw. Glatteisgefahr auf Straßen. Das 

Bundesministerium für Verkehr stattet 

vermehrt Bundesfernstraßen mit Ver-

kehrserfassungs- und -beeinflus-

sungsanlagen aus. An ausgesuchten 

Stellen werden Daten über die Umfeld-

situation erhoben, die Auswirkungen 

auf den Verkehrsablauf haben, wie 

Sichtweite und Niederschlag. Die mit 

dem Erfassungssystem gewonnenen 

Informationen werden üblicherweise 

ebenfalls genutzt, um mittels Verkehrs-

beeinflussung die Verkehrssituation zu 

verbessern. Für Standorte und Betrieb 

von Glättemeldeanlagen gelten beson-

dere Voraussetzungen und Vorschrif-

ten, die in den Technischen Lieferbe-

dingungen für Streckenstationen (TLS) 

und den DIN EN 15518-1, DIN EN 

15518-2, DIN EN 15518-3 sowie DIN EN 

15518-4 geregelt sind. (ff)
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Land plant voraussichtlich nicht vor 2022

(Tübingen) - Regierungspräsident Klaus 

Tappeser verteidigt weiterhin den spä-

ten Planungsbeginn für den B 30-

Lückenschluss zwischen Baindt und 

Bad Waldsee mit den Ortsumfahrungen 

Gaisbeuren und Enzisreute. Dieser ist 

weiterhin ab dem zweiten Halbjahr 

2022 geplant.

Das Regierungspräsidium habe in Ab-

stimmung mit dem Ministerium für 

Verkehr eine weitere Priorisierung vor-

genommen: In der Planungsgruppe mit 

Beginn bis 2025 ist die Reihenfolge der 

Maßnahmentypen untereinander offen. 

Somit sei eine Vorziehung anderer Pro-

jekte vor der B 30 möglich und vor die-

sem Projekt stünden nur vier Projekte. 

Insgesamt gebe es im Regierungsbezirk 

Tübingen 23 Projekte. Die Planungsbe-

ginne ergäben sich in Abhängigkeit des 

zur Verfügung stehenden Fachperso-

nals.

Das Regierungspräsidium beabsichtige 

ein Projekt in der Gruppe Ortsumfah-

rungen, dann zwei Projekte in der 

Gruppe Ortsumfahrung mit Tunnel und 

anschließend ein Projekt der Gruppe 

Ausbau zu beplanen, führte Tappeser in 

seiner Antwort aus.

Die B 30 Ortsumfahrungen Gaisbeuren 

und Enzisreute stehen aber auf dem 

zweiten Platz in der Liste der Ortsum-

fahrungen. Damit sei ein Planungsbe-

ginn voraussichtlich nicht vor der zwei-

ten Jahreshälfte 2022 möglich. (ff)
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(Gaisbeuren) - Seit der Ampel-

Umstellung kommt es in Gaisbeuren 

vermehrt zu längeren Rückstaus auf 

den Zufahrtsstraßen zur B 30. Um 

Rückstaus auf der Landesstraße 285 

vor der B 30-Einmündung zu redu-

zieren, plant das Landratsamt Ra-

vensburg eine Verlängerung der 

Rechtsabbiegespur. Diese Baumaß-

nahme soll die Einfahrt in die B 30 

erleichtern. Die Maßnahme soll e-

benfalls die Einfahrtsituation in die 

Landesstraße verbessern. Einige 

Anlieger beklagen, dass sie zu be-

stimmten Zeiten nur noch nach 

rechts in die Landesstraße einfahren 

können und wenden müssen, um 

zur B 30 zu gelangen. Die Bauarbei-

ten waren für Herbst 2018 vorgese-

hen und sind nun im Frühjahr 2019 

geplant. (ff) 
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(Gaisbeuren) - Unebenheiten in der 

Fahrbahn führen in Gaisbeuren 

vermehrt zu Lärmbelastungen durch 

unbeladene Lkw. Deren Ladeflächen 

klappern beim Überfahren der Un-

ebenheiten. Als Ursache gilt der 

teilweise schlechte Fahrbahnzu-

stand. In der Ortsdurchfahrt Gais-

beuren besteht eine der ältesten 

Fahrbahnbeläge der B 30. Die letzte 

Fahrbahnsanierung liegt mehr als 

vierzehn Jahre zurück. Die Lebens-

dauer von bituminösen Fahrbahnbe-

lägen beträgt etwa zehn bis fünfzehn 

Jahre, bei starkem Verkehr eher we-

niger. Inzwischen fahren täglich bis 

zu 3.200 Lkw durch Gaisbeuren von 

durchschnittlich insgesamt bis zu 

23.700 Kfz. Im Juli 2018 wurden Un-

ebenheiten im Fahrbahnbelag im 

Bereich der Straßeneinlaufschächte 

von der Straßenmeisterei Bad Wald-

see im Auftrag und auf Kosten des 

Landratsamtes Ravensburg ausgegli-

chen. Belagsausbrüche in der gesam-

ten Ortsdurchfahrt der B 30 werden 

fortlaufend provisorisch mit Kaltas-

phalt repariert, so das Landratsamt. 

Damit sind die Möglichkeiten des 

Landkreises ausgeschöpft. Für wei-

tergehende Maßnahmen ist das 

Land zuständig. (ff) 

Q23

-8-



-9--9-

AAuuss ddeerr RReeggiioonn // AAnnzzeeiiggeenn

Direktverbindung zur B 30 sinnvolle Lösung

(Ingoldingen / Hochdorf) - Bürger-

meister Jürgen Schell der Gemeinde 

Ingoldingen forderte bei einem Vor-

Ort-Termin im November 2018 mit 

Verkehrsministers Winfried Hermann 

(Grüne) und dem Landtagsabgeordne-

ten Thomas Dörflinger (CDU) weiter-

hin eine Umgehungsstraße.

Verkehrsminister Hermann verwies

darauf, dass Ingoldingen im Wettbe-

werb mit anderen Gemeinden stehe 

und wertete nur eine Verbindungs-

straße zwischen Degernau hin zur B 30 

bei Hochdorf als eine sinnvolle Lö-

sung. Das Anliegen einer Ortsumfah-

rung des Ortsteils Degernau sah der 

Minister kritisch mit Blick auf die Ziele 

der Landesregierung: Straßensanie-

rung vor Neubauten. Der Flächen-

verbrauch und die Verkehrsbelastung 

seien die entscheidenden Kriterien. Im 

Regierungsbezirk Tübingen sind nach 

Ansicht des Ministers maximal ein bis 

zwei neue Straßenbaumaßnahmen 

denkbar. (ff)
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